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gderSpezialdebatteüberdenRechn usafür1925.tset
BürgermeisterSeitz eröffnet um4 Uhrdie Sitzung .DerGemeinde -¬

rat setzt die SpezialdebatteüberdenRechnungsabschluss1925 .fort ,Zum
KapitelFinanzwesennimmtStadtratKunschakdasWort

StadtratKunschakstellt zunächstfest ,dassdieBehauptung
des Stadtrates Breitner ,dass die Christlichsozialen vondenForderungen

deGewerbetreibendenabrücken,falschist .WirrückenvondenForderun
genderGewerbetreibendennichtabundfürunsbestehtnachwisvordi
Verpflichtung,ihreForderungennachMöglichkeitzuunterstützen .Stadt
ratBreitnerhatsichüberhauptinderVerteidigungseinerPolitikver
zweifelterMittelbedient .Erbehauptstnachwievor ,dasswirmitder
ForderungnachSteuerermässigungenderGemeindeunmöglichmachenwollen,
weiterzubauen ,undwirdenZweckverfolgen ,denMieerschutzzuspren
gen.Ichstallefest ,dasswir ,soweitessichumdietheoretischeFrage
derBehebungderWohnungsnothandelt,derMeinungsind ,dassderEigen
baudafürein ungseignetesMittelsei .Esist einenotorischeTatsache,
dassin DeutschlanddieReichsregierungundgrosseStädtevomSystemdes
Eigenbauesabgekommensind .in Bayern . B,undin Sachsenunderstützen

GemeindddurchBaukreditedieprivateBautätigkeit .Dabeiistman
auchzur Erkenntnisgekommen,dassbilliger gsbautwird ,Wirhabennur

aufgezeigt ,dassdieGemeindebeieine .AufnahmeeinerAnleihemitsieber
prozentigerVerzinsungundAmortisationmiteinemBaukapitalvenfünfhun
dert Millionen Schilling rechnenkönnte ,Pamit könnte sie ihreBautätig
keit fünf Jahre Mortsetzenund der Wirtschaft eine Steuerlast von650

Milliardenersparen,FürdieBedeckungderAnleiheistdurchdieWohnbau
steuervergesorgtundbrauchtendazuwederdieSteuerträgernochdieMie
ter herangezogenwerden .Sie haben dies grundsätzlich abgelehnt undge
sagt ,Wohnungenmüssenaus laufendenMitteln bezahlt werden .Siehaben

aberdochsehonpraktischversucht ,eineAnleihefür Wohnbautenaufzu
nehmen,MitdieserAnleiheaberhabenSieihrerVerzinsunghalbereinen
schwerenMisserfolg erlitten ,aber dieser beweist nochgarnächts .
Dr .Danneberghal am19 .Jänner1923zur Begründungder Wohnbausteuerge
sagt :Wenndie Kronestabilisiert werdensollte ,wirddie Gemeindein
derLagesein ,eineWohnbausteueraufzunehmenundmitderWohnbausteuer
VerzisnugnundAmortisatienzudecken .WennaberdieStabilisierungnicht

folgensellte ,könnedieGemeindeihreWohnbautennurmitdemErtrag
der Wohnbausteuerdurchführen .Ihr Argumentist also nicht haltbar .Es
denktniemanddaran ,denWohnungsbaueinzustellen,sondernnurdaran,
ihnmåteinerAnleihezubestreiten .Ichmussauchhiergegendiebewuss
te Lüge ,die aufdenGemeindehäusernsteht ,Stellungnehmen .Da
leisstesimmer:AusdenErträgnissenderWohnbausteuer,( Rufebeiden
Christlichsozialen:DasisteinSchwindel!)Warumsiedasweitertun ,ob¬
WohlwersehenwiederholtdazuStellunggenommenhaben ,ist einleuchtend .
Sie wollendamitder Bevölkerungdie Wichtigkeitder Wohnbausteuervor
Augenführenundihr einprägen ,dassdie BautennichtauslaufendenMit
teln bestrittenwerden .SiebedienensichaucheinerunehrlichenMethode
imKampfegegendie Bundessteuern .Ich habegefundendass dasSteuerer -

rägnis des Bundes gegenüber 1923 eine Steigerung von 40 ,16 Prozenauf - ¬

Weist ,währendderSteuerertragderGemeindesteuerneineStengerangvon
106 . 5Prozenterfährt .SiehabenauchaufdieWarenumsatzsteuerverwiesen.
Esist allerdingsrichtig ,dassderBundsie einhebtundsie beieinem
KileMehlsiebenGroschenbeträgt .Aberebensorichtigist es ,dassvier-¬
zig ProzentdavondemBreitner gehören .DerErtrag derWarenumsatzsteuer
für 1927beträgt 212MillienenSchilling .DavonverbleibendemBundnur
113 .2 Millienen ,aufdieLänderundGemeindenentfallen68 . 8Millionen
undvondiesennahezudieHälfteaufdieGemeindeWien.Mankannnicht
sagen ,dass die Zölle eine fiskalische Massnahmesind sie sindvork
wirtschaftlicheMassnahmenundder NiederschlagvorkswirtsehaftlicheEs
wägungen ,Infolgedessenmüssenwirihr gegendenVersuchdesReferenten
dieZöllein seinemSinneauszuschroten ,entschiedenVerwahrungeinle

gen .
Rednerverweistdannauf die vonder MinderheitgestelltenAn¬

trägewegenHerabsetzungderGemeindesteuern ,zuwelchemAnträgender
Finanzreferentbemerkte ,dassdieMinderheitsichüberderenSchicksal
keinerTäuschunghingebenmöge.DerFinanzreferenthabejedochbezüglich
dieserAnträgebestimmteZusagengemachtunddåsNichteinlösungwürdesich
als ein Wortbruchdarstellen .EineReihedieser Anträgewurdederge
schäftsordnungsmässigenBehandlungzugewiesen.Dasbetrachtenwirnich
als einen rein formalen Akt .WennBreitner vorwegerklärt ,anseinem
stemnichtsändernzuwollen ,ist dasein Ausflussvonstarkentwigksl
ter Unbescheidenheit ,denn über das Schicksal Solcher Anträge hatnicht
derFinanzreferent ,sondernderGemeinderatzuentscheiden .DerFinanz¬

referent hatsolcheAnträgedemFinanzausschussvorzulegen,erkann
Ablehnungbeantragen,mussabedieEntscheidungdemGemeinderatsüber
lassen.

GemeinderatZimmerl(chr.som. )bestreitetdieAnschauungdesFi
nanzreferenten,dassdasKontrollamtdemGemeinderatBerichterstatte
könne ,abernicht müsse .DieseAnschauungstehe mit derVerfassung
Widerspruche,dieausdrücklichbestimmt,dassdasKontrollamtdenBür¬
germeisterunddemGemeinderatunmittelbarBerichtzu erstattenhat .
Wenneine Beanständung ,von der der Gemeinderatverständigtworden

nichtbefolgtwurde ,hat dasKontrollamtdasRechtandenzuständigen
AusschusseinenentsprechendenAntragzu stellen .Dasist dierichtige

tgAuslegung,dieAuffassungdesFinanzreferentenjedochirrigundunr
Nachunserer Aufassungist der Rechnungsabschlussgehörigzubelegen
Allerdings hat der Verwaltungsgerichtshof über das Recht derBuchein
sichteinenachunsererMeinungunsinnigeEntscheidunggefällt ,sie

kann aber nicht ein für allemal gelten ,sondern bezieht sich aufden
einzelnen Fall und das letzte Wortin dieser Sache werdenschliess¬

lich die Wählerzusagenhaben .WirhabenauchdenAntragaufAufhebung
der Framdenzimmerabgabegestellt ,sind aber nicht für dievollständige

Steuerbefreiungeingetreten,sondernhabenbezüglichjenerObjekte,wo
keineFremdenabsteigen ,eineeigeneVorlageverlangt ,Esist alsoei
neVerdrehungdesFinanzreferenten,wenner behauptet ,dasswirfür
die vollständigeSteuerfreiheiteingetretensind .DerGewerbegenossen

schaftsverbandwurdevomFinanzreferenteneinechristlichsozialeOr
ganisationgenannt ,weilein christlichsozialerMandatardenVorsit

in der Versammlungführte undStadtrat RummelhardtdieVersamm¬

lungbegrüsste .Dasist einefalscheArgumentation .Auchin derWi
ner Messe ,in der Ravag ,in der Bankenkommissionundin anderenOrganie
satienen stehen Politiker verschiedenerParteirichtung an derSpitze ,
es wird aber niemanden einfallen ,die Messe als eins sozialdemokrati¬
oderdie Ravagals eine christlichsczialeEinrichtungzubezeichnen,



ZweiterPogen.
dnerbesprichtdanndieSteuererträgnissewiesieimRech¬

dieseErträgnissedieursprünglichpräliminiertenZiffernweitüber-ssenAlsersterRednerderChristlichsozialennimmtzudemKapitei
steigen .DievomFinanzreferentenvorgebrachteBegründungfürdieseGemeinderatStögerdasWort.
Mehrerträgnisseseiunrichtig.Ebanseunrichtig,dassdievonder
Schuldenseien .DenndieInundAuslandsschuldenerforderninsgess

derAbgaben.Wirwerdenunsbemühen,dassdieMehrheitderWirtschafts.KritikdesRednerserfährtdieEntlehnung ,diediePfleglingefür
lageRechnungträgtunddenSteuerdruckerleichtert,SiekönntedasArbeiteninderAnstalterhalten,ImriedenerhielteinPfleglingfür
sorgetätigkeitunschwertunwennsie dengutenWillenbesässe ,Aber
siehatdenbösenWillen,denMittelstandanddasGewerbezugrundezu

lendurchdrungenist . DerHinweisdesGe¬StadtratBreitnererklärtim

NunfolgendieVerhandlungenüberdasKapitelderVerwaltungs-¬
nungsabschlussausgewiesensindundkonstatiertneuerdingsdassguppeIIIWahlfahrtseinrichtungen,JugendfürsorgeundGesundheits-¬

SeineAusführungenbeschäftigensichvorwiegendmitdemLain¬
christlichsezialenVerwaltungü bernommenenVerpflichtungenungehsuree Versorgungsheim.ErtadeltdievielenTransferierungenvonPfleglir

genundrichtetandenStadtratProfessorDr .TandlerdenAppell ,in
673. 000SchillingVerzinsung,dassindbeiläufigeineinhalbProzenZukunftungerechtfertigteVersetzungenzuvermeiden.Eineganzbesende-¬

VerzichtaufdieWohnbausteuerundohneEinschränkungderFürgeleisteteArbeiten,diedieFfleglingegewöhnlichausZerstreuung
leistetenproTag30Heller .Heutebekommensie für einesechsund

issigstündigeArbeitszeit84Groschen,GemeinderatStögerbeschäf
richten ,HoffentlichkommtderTag ,andemauchweiteFreiseeinsehenLigtsichdannweitersmitderoffenenFürsorge,mitderVerwendung
werden,dassdiegegenwärtigeGemeindeverwaltungvondiesembösenWilderBlindensammelgelderdurchdenBlindenverbandundmitdeHolz¬

undKohlenbeteilung,die er als nichtausreichendbezeichnet ,
DernächsteRednerGemeinderatErban( chr .soz . )beschäftigt

wozialdemokratischenMitgliederkonntenalsedemBeschlussenichzu¬
menundsiewerdenbeidererstensichbietendenGelegenheltda¬

gegenprotestieren,dassdieseZwangsgenessenschaftzumInstrumen
rPolitikgemachtwerde.WennGemeinderatKunschakalsodavondassinGenossenschaftsverbandauchSozialdemokratensitzen

keinProtesterfolgtc,könntemanannehmen,dassdieseResolu
ichderWillensausdruckdersozialdemokratischenMitgliederist

genübermussfestgestelltwerdendassdasnichtzutrifft.Die

tlichsezialenParteibekennen,ZudenAusführungendesGemeindera
immerlkannimmerwiedernurgesagtwerden,dassseineAnträge

neuenEntwurfderFremdenzimmerabgabeabzielten,sonde
chungdergesamtenBudgetpost,WäredieMehrheitdarauf

dannwürdeesheuteeineSteuerfürStundenhotelsnicht
szüglichderWohnbautätigkeithältdieGemeindeverwaltungan
eundsätzenfest.EsbestehtaucheineHeimbauhilfederGemeinde,
KreisderInteressantandafürsindfastnurdiegeringeAn¬vonungefährfünfzigPersenenundesistklar,dasswirauf.

diesemWegezukeinerLinderungderWohnungsnotkommenkönnen:DerHin¬
nichtausSteuern,sondernausAnleihegelderndieBostenderBau

führungzudecken,istnichtneu.IndemMomente,wowirunsdarauf
einlissen,wärenwirinvierbisfünfJahrenmitunseremLateinzuEnde.
HättenwirimJahre1923diesenWegbeschrittenundausAnleihengebaut,
dannwürdenwirunsjetztmiteinerVorlagezubefassenhaben,dieaufeineVerdoppelungderWohnbausteuerabzielt.Esistrichtig,dassdie
GemeindeanderWarenumsatzsteuerbeteiligtist ,Aberebensorichtig
istdieTatsache,dassdieGemeindeaufdieGestaltungderWarenumsatz-¬
steuerkeinenEinflusshatunddaherderBundfürdenAufbauderSteu
alleinverantwortlichist ,HerrGemeinderatZinmerlhatbeanständen,
dasswirdieWasserkraftabgabederWAGnichtgeliehen,sondernnur

ineBuchunggemachthaben.Demgegenüberstelleichfest ,dass
dieWxsserkraftabgabetatsächlichbeiderWAGkefiadet.

esKunschak,dassdieVersammlungderGewerbetreibendenalssichmitdemBürgerspitalsfondsunddemBürgerversorgungshaus .Der
ArteinmütigerKundgebunganzusehenseiunddassessichhierumBürgerspitalsfendsistdadurch,dassseingrosserHausbesitzdurchden

eineZwangsgenossenschafthandle,derauchSozialdemokratenangehören,Misterschutzvollkommenortragsloswurde,schonsehrverschuldet.Ende
chlrichtigAbergeradeeineZwangsvertretungsolltesichhüten ,luesleistetsihmdieGemeinde723,000SchillingZuschüsse,bisEnde
VeranstaltungpolitischesGeprägezugeben,Tatsacheist ,dassiowarenesschon1,769,000SchillingundEnde19252,980. 000Schil

e Einberufungdieser Versammlungnicht vomgesamtenVorstandbenNichtsdestowenigerberechnetihmdie reicheGemeindedieZinsen
hlossenwurde,sondernaufVerfügungdesPräsidentenerfolgte,DieunddreiProzentüberdieBankrate,ErtadeltweitersdieUnterbringung

onBürgerpfleglingeninanderenersorgungshäusernalsimBürgerversor
gungshausundersuchtdenStadtratProfessorTandler,dieBürgerpfleg
1ingeimBürgerversorgungshauszubelassen.StadträtinDr.Motzke(chr.soz. )erklärt,dassderRechnungsab

dasBildeinernichtentsprechenden ,ungenügendenFürsorgepeli
tikergebe.InderoffenenFürsorgewerdenunausgesetztVersuchegemacht,imein
Fällensovielalsmöglichzusperen.DerdurchschnittlicheErhaltungs

KundgebungzingdahernurvonjenenGenossenschaftenaus ,diesichzurbeitregbeträgt16Schilling.ImJahre1913wurdenverhältnismässig
wesentlichhöherePfründengezahlt,undzwarimDurchschnitt16Goldkre¬
nen.Manmögedochendlicheinsehen,dassdieseErsparungspolitikschäd
lichwirkt,insbesondereineinerZeitsotrostloserwirtschaftlicher
hältnisseAusdem"echnungsabschlussgehtleiderhervor,dasseineVer
stärkungderFürsorgetätigkeitnichteingetretenist .NurganzwenigsPo
stenhaltenVoranschlaginderGebarungdieWage.AuchdieInvesti¬
tienenbedeutenkeinegewaltigenNeuerungen,indenmeistenFällensind
nurNachschaffungenanHandtüchernundPelerinengeschehen.Ueberdies
sinddieAngabenäusserstdürftig,SiegebenkeinenklarenEinblickin
dasFürsorgewesen,FürdieflegebeiträgesolltendieMindestgrenzenund
nichtdieHöchstgrenzenfestgesetztwerden.Wirfindenauchkeinespast
lichenVersuche,dieFamilienfürsorgezuindividualisieren.Warumschal
tetmandievielenhunderteCharitasanstaltenaus.AlleanderenOrgani
satienenlässtmanmitarbeiten,nurdiekatholischeCharitasnicht,Wir
rufendasZeugnisderganzenWeltgegenSieauf,dassdieseUngerechtig
keitnurinWienzufindenist ,dassderParteihasssoweitgeht,umeinenoffenkundigenWahnsinninderFürsorgezumBrauchzumachen.Die
derCharitaszurVerfügunggestelltenGemeindeobjektebefindensichim
schlechtenBauzustandundeignensichsehrwenigfüreineFürsorge,sie
haltenkeinenVergleichausmitdemprächtigenCzartoriskypalastund

it Schönbrunn,dievonsozialdemokratischenOrganisatäonenbe¬
nütztwerden,EinbesonderesKapitalbildetdieSeelsorgeindenstädti

lichereligiöser staus



DritterBogen.
geschaltet.InLainzistdieSeelsorgsganzungenügend,manhatsieein
geschränktundlässtsievonzweialtenPriesernversehen,dieihren
schwerenDienstnichtmehrnachkommenkönnen,NeuestenshatsichStadt¬
ratSpeiserausderSalzburgerDiözöseeinenPriestergeholt ,dessen
Wirkenin LainznurAergerniserregte .DieserPriesterhat garnicht
mehrdasechtdieSeelsorgeauszuüben,denndasWienerOrdinariathat
ihmdasRechtentzogen .DaskümmertSieabernicht ,sie habenjustdie
senabgefallenenPriesterbestellt ,umdenganzenStandherabzusetzen.

GemeinderatBeisser( Soz .Dem. )Er hat dochdiePriesterweihe.
d die verleihtjedem ,dersie bekommt,die GnadeGottes.

DieserZwischenruflöstbeiderMinderheitheftigsZwischenrufe
aus .GemeinderatMerbaul:WasverstehendennSievonsolchenDingen?Ge¬

nderatPreyer :MischenSiesichdochnichthinein!
GemeinderätinDr .Motzko:Siehabenein verruchtesSpielmitder

LeutengetriebenundIhreTaktikistperfide.
VorsitzenderGemeinderatWeigl :Ichbittesichin IhrenAus¬

drückenzumässigen.(HeftigerWiderspruchbeidenChristlichsozialen)
Rufe :Dasist unerhört ,ein parteiischesVorgehen. )

GemeinderatKunschak:DerBeisserleistet sichdiegemeinste
ie unddasbleibtungerügt.
GemeinderatDoppler :Esist einperfidesSpiel .Gemeinderat

EinSkandalsoetwas!Preve
GemeinderatBeisser( Soz.Dem. ): InderPraxissehendieDinge

ndersaus .(NeuerlicheheftigeZwischenrufebeiderMinderheit.
GemeinderatPrever :EineFrechheit ,einesolchePauschalver¬

dächtigungvorzubringen.
GemeinderätinDr .Motzke:DieserMenschistdisqualifiziert,

kannihnalsSeelsorgernichtbrauchenundsiehabenihngenommen,
dasOrdinariatzufragen ,WirwerdeneinensolchenunerhörtenMiss¬

brauchIhrer Verwaltunghier nicht längerduldenundich stelle denAn-¬
rag ,der amthführendeStadtrat wirdaufgefordert ,VorschlägezurRegelung

derSeelsorgeimLainzerersorgungshausdemGemeinderatevorzulegen.
FreibenSie nicht ein Spiel mit Dingen ,die der Bevälkerungalsheilig
gelten ,(stürmischerBeifall)

GemeinderatIser( Soz .Dem. ) :SolcheWorts,wieSiesiehierge
brauchen ,FrauGemeinderätin ,sindnichtderBibelentnommen.

Stadtrat Professor Tandlererwidert zunächstderFrau
Stadtrat Motzko .Die Anstellungen von Priestern im städtischen Versor¬

gungsheimLainzwurdennichtunterlassen .DieVerwaltunghateineReihe
von Priestern angestellt .Wenngegen einen dieser Priester dasOrdinariat
Bedenkenhegte ,soerkläreich ,dassichunddieRessortbeamtendavon
nichts gewussthaben ,weil wir erst nachder Anstallungdavonerfuhren .
WirwollengewissnichtdurchdieAnstellungvonPriestern ,gegendie
das Ordinariatist ,eine Tendenzin die Anstalt tragen . Esist auchnicht
richtig ,dass die Spielplätze nur an sozialdemokratische Vereineverge¬
ben werden .Ander Handeiner langenListe zeigt Redner ,dass sehrviele
katholischeundnationaleVereinigungenstädtischeSpielplätzeerhalten.
WasdieTransferierungenvonPfleglingenanlange,soseidieskeineEin¬
führung der gegenwärtigenVerwaltung .Auchfrüher wurdenPfleglinge ver¬
setzt ,heuteist dieZahldieserVersetzungenweitausgeringer ,Auchdie
gegnerischeSeitemüssebezüglichderStreitigkeitenimBlindenverhhnd
bestätigen,dasswirunsbemühthaben,dieStreitteilezuversöhnen.Leider
sinddieseBemühungenerfolglosgeblieben.(BeifallbeidenSozialdemo¬

kraten )
VorsitzenderWeiglteilt mit ,dassderAntragDr .Motzkobezüg¬

lich Vorlageeines Antrageszur Regelungder Seelsorge in Lainz ,derge- ¬

schäftsordnungsmässigenBehandlungzugewiesenwurde.DieSitzungwirdnun
geschlossen .

NächsteSitzungDienstaghUhrnachmittags.
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